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ASIEN 26.10.2015 | Adrienne Woltersdorf

Der Berg ruft
Die Nepalesen streiten über ihre Identität, die
Erdbebennothilfe ist erst einmal zweitrangig.

Eigentlich hatten Nepals Politiker in den Wochen nach den
verheerenden Erdbeben vom April und Mai erst einmal alles richtig
gemacht – sieht man vom völligen Versagen bei der Nothilfe für ihre
Bevölkerung einmal ab. Denn zügig sendete Kathmandu die richtigen
politischen Signale. Das Erdbeben schien die lange blockierten
politischen Reform-Arterien freigeschüttelt und einen seit zehn Jahren
verkalkten Verfassungsdiskurs in Schwung gebracht zu haben.

Die Welt sollte wissen: Wir Nepalesen sind eins und übernehmen
Verantwortung. Dahinter, so schrieben nepalesische Kommentatoren,
stand auch schlichtes Kalkül: Nämlich dass sich die Höhe internationaler
Hilfsfonds für den Wiederaufbau sicher auch an der Festigkeit des lange
geforderten politischen Schulterschlusses bemessen werde. Anfang Juni
kündigte eine Vier-Parteien-Koalition im Parlament mit insgesamt zwei
Dritteln der Stimmen an, einen abstimmungsreifen Verfassungsentwurf
vorlegen zu wollen.

Die Rechnung ging auf. Die zuvor ob der dröhnenden Unfähigkeit ihrer
Verantwortlichen in Sachen Erdbebenhilfe entnervten Nepalesen waren
euphorisiert. Die Ende Juni einberufene internationale Geberkonferenz
bescherte der Kathmanduer Regierung beachtliche 4,4 Milliarden US-
Dollar Katastrophen- und Aufbauhilfe – ohne eingebaute weitere
Bedingungen. Die schönen Fotos vom Himalaya-Gebirge und
Beteuerungen, man werde „kein zweites Haiti“, wirkten. Allen voran
boten Indien und China insgesamt 1,5 Milliarden US-Dollar. Beiden
Nachbarstaaten, die miteinander in ständigem Grenzkonflikt und
ökonomischer Rivalität verbunden sind, ist daran gelegen, Nepal als
„Pufferstaat“ stabil zu halten. Beide wollen sicher gehen, dass ihr Rivale in
Kathmandu nicht mehr Einfluss nimmt als sie selbst.

Mittlerweile ist die neue Verfassung bereits angenommen und das Land
hat, wie versprochen, einen neuen Premierminister – doch nun wackeln
in Nepal nicht die Berge, sondern der soziale Frieden. Schwere Unruhen,
Handelsblockaden und Benzinknappheit erschüttern das gebeutelte
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Land. Die Beziehungen zum freundlichen Nachbarn Indien sind auf dem
Gefrierpunkt angelangt.

Was ging schief in Kathmandu? Eigentlich war eine föderale, ethnisch-
basierte Verfassung das Kernprojekt der nepalesischen Maoisten. New
Nepal, da s neue Nepal mit einer neuen Ordnung, war 2006 eine der
Hauptvereinbarungen des Friedensschlusses mit den Maoisten gewesen.
Dieser Kompromiss schließlich beendete den ein Jahrzehnt währenden
Bürgerkrieg. Maoisten und mit ihnen ethnische Parteien streben damit
nichts weniger als eine Neuordnung der Macht im Himalayastaat an.
Unterstützt wurden sie dabei von zahllosen kleinen
Graswurzelbewegungen, denen es um mehr Teilhabe im elitär-
hinduistischen Kastensystem geht. Den alten Eliten des Landes
schmeckte das freilich nicht.

Ein erster Erfolg der Maoisten war die Beerdigung der 239 Jahre
währenden Monarchie im Jahr 2008. Seitdem drehte sich die Debatte im
Kreis und erzeugte ein schier unauflösbares politisches Patt. Eine bleierne
Ära hob an, in der das Land ohne gültige Verfassung regiert und selbst
auf lokaler Ebene keine gewählten Volksvertreter mehr hatte. Verwaltet
wird Nepal seitdem von einem zentralistisch korrupten System
entsandter Beamter – bis zu den katastrophalen Erdbeben im April und
Mai diesen Jahres.

Nepals führende Partei, die Kongresspartei und die Vereinigten
Marxisten-Leninisten, seit den Wahlen 2013 gestärkt im Parlament,
hielten die jahrzehntealte Forderung der Maoisten nach einer
konsequent ethnisch definierten föderalen und inklusiven Verfassung für
zu mühsam. Heraus kam nun eine Version, die ob ihrer
diskriminatorischen Qualitäten heftige Proteste in Kathmandu, dem
nepalesischen Flachland und sogar in Delhi provoziert.

In einem Anfall historischer Amnesie hatten beide Parteien schließlich
am 20. September mit ihrer Stimmenmehrheit eine Verfassung
durchgeboxt, die den Grundkonsens des nepalesischen Friedensprozesses
missachtet.

Die Stimmung begann zu kippen, als im ersten Verfassungsentwurf über
zu viele grundsätzliche Fragen hinweggestolpert wurde. Kritikern
bereiteten die halbgaren Sätze zum künftigen föderalen System
Bauchschmerzen. Sie forderten zu Recht Konkretes zum Grundgedanken
der föderalen Ordnung, verbirgt sich hinter dieser doch die heikle Frage
nach Nepals Identität zwischen Hindu-Nation und sozialistischer
Republik, zwischen Kastendenken und egalitären Aspirationen, zwischen
Alm-Subsidiarität und Flachland-Reichtum.
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Die Unausgegorenheit der Verfassungsparagraphen spiegelt dabei nur das
Drama einer Nation wider, die seit 65 Jahren vergeblich den Anschluss
an die Moderne sucht. Wie die Unruhen belegen, ist es naiv zu glauben,
dass eine Hau-Ruck-Verfassung eine Gesellschaft zusammenschmieden
kann, die über 100 verschiedene Sprachen spricht, verschiedensten
Religionen angehört, gefangen ist in einem rigiden Kastensystem und
geprägt wird durch 123 ethnische Identitäten, die sich zudem entlang
geographischer Höhenlinien definieren.

Zwar stimmte im Nachgang der Katastrophe die To-Do-Liste
Kathmandus: Politische Einheit schaffen; Verfassung schreiben; lokale
Ebenen legitimieren; diesen den Auftrag geben zur effizienten Verteilung
der internationalen Hilfsmittel. Die nun stehende Verfassung verfügt
durchaus über eine Reihe sehr löblicher Features, wie fundamentale
Rechte für alle Bürger, sogar Schwule und Lesben. Außerdem
berücksichtigt sie Föderalismus, Säkularismus, darunter das Prinzip des
„Sozialismus, der auf demokratischen Werten fußt“, und Inklusivität.
Zudem eine unabhängige Judikative, gewählt von einer „Judicial
Commission“.

Dennoch hat es die mit immerhin 507 von 598 Stimmen verabschiedete
Verfassung keineswegs vermocht, ihre Kritiker, allen Voran Vertreter
ethnischer Gruppierungen, Frauen und Traditionalisten, zu beruhigen.
Angesichts bitterer Armut, Kampf um karge Ressourcen und einem tief
wurzelnden Misstrauen der einfachen Leute in „die da oben“ haben
deren Bedenken nun die Form von Existenzangst angenommen.

Aufgebracht sind insbesondere die ethnischen Madhesi-Gruppierungen
in den an Indien angrenzenden lowlands. Hier hat in den letzten Jahren
die Migration von Hochland-Nepalesen ins Flachland zu großen sozialen
Spannungen geführt. Madhesi-Gruppen, die traditionell häufig nach
Indien heiraten, wären zudem überproportional betroffen von den
seltsamen Staatsbürgerschaftsregelungen, die die neue Verfassung
verschreibt: Kinder von nepalesischen Frauen, die einen Ausländer
heiraten, haben demnach kein Recht auf die Staatsbürgerschaft. Kinder
von Männern, die Ausländerinnen heiraten, hingegen schon. Dagegen
hatten Madhesi-Gruppen lautstark im Parlament protestiert und den
Verfassungsentwurf boykottiert. In ihrem Zorn riefen ihre politischen
Vertreter bereits vor zwei Monaten einen Generalstreik aus. Fabriken
und Schulen sind seitdem geschlossen und die Versorgungsrouten für
Benzin und Lebensmittel aus Indien nach Kathmandu, den Lebensadern
der Hauptstadt, so gut wie blockiert.

Längst ist das Schriftstück Zündstoff für weitreichende Proteste und
Boykotts geworden, die, laut Schätzungen der Föderation nepalesischer



4/14

Handelskammern, bereits insgesamt mehr finanziellen Schaden als die
Erdbeben angerichtet haben sollen. Kathmandus Regierung meint, hart
reagieren zu müssen, und schickte kürzlich die Armee um Flachland-
Proteste zu beenden, bei denen Demonstranten einige Polizisten getötet
hatten – und richtete ihrerseits ein Blutbad an. Delhi gab sich ganz
offiziell entsetzt, woraufhin Kathmandu mit Beschuldigungen
antwortete, die Unruhen anzuzetteln.

Die gute Nachricht ist, dass die Verfassung des „New Nepal“ viel Raum
für Ergänzungen und Anpassungen erlaubt. Trotz Blutvergießens lässt
sich das Versäumte noch nachholen, sofern der politische Wille in
Kathmandu vorhanden ist. Denn eines ist klar: Nur eine neue
Einheitsregierung kann es unter diesen Umständen wagen, die seit einem
Jahrzehnt ausgesetzten und daher dringend erforderlichen Wahlen auf
kommunaler Ebene durchzuführen. Denn ohne gewählte Volksvertreter
– und damit Mitspracherechte einzelner Ethnien und lokaler Vertreter –
droht das Wiederaufbau- und Nothilfeprogramm zu einer Steilvorlage
für neue Ungerechtigkeiten und horrende Korruption zu werden.

Adrienne Woltersdorf
Paris

Adrienne Woltersdorf leitet das Büro der Friedrich-Ebert-Stiftung in
Paris. Sie war Leiterin der Stabsstelle Kommunikation der FES und des
Büros für Regionale Kooperation in Asien mit Sitz in Singapur sowie des
FES-Büros in Afghanistan. Vorher hatte sie acht Jahre lang für die taz

aus Washington und Berlin berichtet.

6 LESERBRIEFE

Gerd Post schrieb am 27.10.2015



5/14

gut recherchiert, gute Darstellung. Zu knapp kommt
allerdings die derzeitige Lebenssituation in Nepal. Benzin
auf dem Schwarzmarkt 5 Euro pro Liter,
Lebensmittelpreise bis zum dreifachen, Erhöhung der
Kriminalität. Trotzdem vielen Dank für den Artikel !

Stefan Siewert schrieb am 27.10.2015

In der Tat, eine sehr gute und detaillierte Analyse. Es
bleibt unklar, was die Erwartungen sind, wohin die
Richtung der Entwicklung geht und was die Aussichten
sind.
Wenn es um den Zugang zu Fördertöpfen geht, ist man
sich einig und kann auch anspruchsvolle Reformen
umsetzen. Aber dies ist nicht der Normalfall in einem
solch fragmentierten Land, dass de facto keine Chance
hat, in der globalen Wettbewerbsgesellschaft
mitzuhalten. Also ist eine Gegenreaktion unausweichlich.
Die Schilderung im Artikel dazu könnte kann in jedem
Lehrbuch verwenden werden.

Und wie geht es weiter? Eher große Sprünge vermeiden
und Fortschritt in den Mühen der Ebene suchen, in der
Weltöffentlichkeit präsent sein, Aufmerksamkeit halten
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um, und, letztlich, Finanzströme anzustoßen. Eigentlich
hat ein Land wie Nepal am Fuß der Hühnerleiter
wirtschaftlicher Entwicklung keine anderen Chancen.

Volker Ochsenfahrt schrieb am 28.10.2015

Ein super geschriebener Text mit großer Detailkenntnis.
Ich finde jedoch, dass die Verfassung zu negativ
dargestellt wird. Richtig ist, dass sie Defizite aufweist.
Das Staatsangehörigkeitsrecht ist ungenügend und
übrigens auch nicht geschlechtergerecht. Ob die
Grundrechte greifen werden, ist noch mit Fragezeichen
zu versehen, es gibt viele schwammige Ausnahmen. Der
Föderalismus ist eher schwach ausgeprägt, die
Kompetenzen der Bundesstaaten relativ gering. Dennoch
hat die Verfassung auch viele fortschrittliche Elemente
(wie Sie ja auch kursorisch erwähnen), sie betont die
Beendigung jeglicher Diskriminierung aufgrund der
Kaste, ethnischen Zugehörigkeit, Sprache, Religion, des
Geschlechts und sogar der sexuellen Orientierung. Die
Todesstrafe ist verboten, es gibt einen Mechanismus der
individuellen Verfassungsbeschwerde. Angestrebt wird
eine egalitäre Gesellschaft auf der Basis der Inklusion und
Teilhabe. Die „Grundlagen des Sozialismus“ sollen
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geschaffen werden durch ein Vielparteiensystem,
bürgerliche Freiheiten, Grund- und Menschenrechte, das
allgemeine Wahlrecht und regelmäßige Wahlen,
Pressefreiheit, eine unabhängige und unparteiliche Justiz
sowie die Herrschaft des Rechts. Für das Parlament gilt
eine Frauenquote von 1/3. Meine verfassungsrechtliche
Analyse des Textes ist zwar noch nicht abgeschlossen, ich
werde hierzu an anderer Stelle veröffentlichen; dennoch
meine ich, dass die Bezeichnung als diskriminierend und
den Grundkonsens des Friedensprozesses missachtend
der Verfassung nicht gerecht wird. Ich glaube auch nicht,
dass der Grundkonsens einen ethnischen Zuschnitt in
Reinform umfasste. Die Situation im Süden ist natürlich
schwierig, vielleicht war der Umgang mit den Madhesis
ungeschickt. Die eigentliche Herausforderung wird es
aber sein, die bisherige Misswirtschaft und staatliche
Untätigkeit zu überwinden. Nepal hat fantastische
Ressourcen und eine exzellente Lage zwischen zwei
starken Handelspartnern, macht aber bisher nichts
daraus. Ob die neue Regierung unter Führung der
Kommunisten Oli und Bhandari dies anpacken wird,
beobachte ich mit vorsichtigem Optimismus.
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Stefan Siewert schrieb am 29.10.2015

"Nepal hat fantastische Ressourcen und eine exzellente
Lage zwischen zwei starken Handelspartnern, macht aber
bisher nichts daraus."

Vielleicht ist die Ursache, dass Ressourcen am Ende eines
Rohstoff- und Schuld- - Superzyklus und sinkender
Industrialisierungsraten weltweit keine Bedeutung mehr
haben? Die Bilanz von Apple - Börsenwert das 80-fache
von Nepals BIP (!) - besteht vorwiegend aus
intellektuellen Eigentum, die von einem Staat garantiert
werden, der die Hälfte aller Verteidigungsausgaben auf
unserem Planeten tätigt.

Wie soll ein gesellschaftlicher Konsensus in einem Land
entstehen, dass derartig fragmentiert ist und damit die
vorstellbar schlechtesten Bedingungen hat, in einer
globalen Wettbewerbsgesellschaft mitzuhalten?

Menschen wollen teilhaben, mit Mobiltelefonen
kommunizieren, selbst wenn dies auf Kosten der
Nachbarn und der Nachhaltigkeit geht. Wer kann es
verübeln?
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Frauenquote, inklusives Wachstum, bürgerliche
Freiheiten und Menschenrechte sind rhetorische
Schwergeschütze, nett, notwendig und gut, aber auch in
Konkurrenz mit anderen Strategien. Seit 250 Jahren
haben sie vor allem im reichen Westen Bedeutung und
mir sind keine Argumente bekannt, was sich in der
Geschichte geändert hat, dass sie nun ein Erfolgsrezept
für ein Land wie Nepal bieten. Correlation is not
causation.

Für Nepal - wie die 20-jähre deutsche Entwicklungshilfe
für Jemen - sollte vielleicht eher gelten: Staatszerfall
vermeiden, Stabilität sichern, Erwartungen mindern,
Wohltätigkeit üben (Gesundheit und Bildung) und dabei
helfen, dass innovative Lösungen für die Probleme vor
Ort gefunden werden.

Gern lasse ich mich von Argumenten überzeugen, dass
mehr möglich ist. Im Moment sehe ich weder
Möglichkeiten für einen sich selbst tragenden
wirtschaftlichen Aufschwung noch ein
Verbesserungspotenzial durch den Import von
westlichen Lösungen, wie gut die Intentionen auch
immer seien.
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Volker Ochsenfahrt schrieb am 24.11.2015

Lieber Herr Siewert, Ihre zurückhaltende Position wird
in entwicklungspolitischen Kreisen öfters vertreten, sie
ist mir durchaus bekannt. Ich bin ja auch nicht naiv.
Natürlich wird es für ein LDC wie Nepal schwierig sein,
sich "am eigenen Schopf" nach oben zu ziehen. Viele
andere Staaten haben das nicht geschafft. Dennoch
meine ich, dass man nicht von vornherein unterstellen
sollte, dass das nicht klappen wird, sondern im Gegenteil
jede mögliche Unterstützung geben sollte. Es gibt ja auch
Gegenbeispiele, z.B. Singapur, Südkorea oder Taiwan, in
Europa die baltischen Staaten, früher auch Spanien und
Portugal, in Afrika etwa Botswana, das sich von einem
LDC zu einem Land mit mittlerem Einkommen
entwickelt hat. Außenminister Kamal Thapa hat vor
einigen Wochen gesagt, seine Regierung strebe an, den
LDC-Status bis 2022 zu verlassen und bis 2030 ein Staat
mit mittlerem Einkommen zu werden. Das ist ein klares
Ziel, zumal auf der Grundlage einer neuen,
fortschrittlichen Verfassung. Und wenn bis 2030 erst der
LDC-Status verlassen würde, wäre das auch schon ein
großer Fortschritt. Nepal ist auch keineswegs so
zerstritten, wie man denken könnte. Die Verfassung
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wurde im September mit überwältigender Mehrheit
verabschiedet (mit Zustimmung aller großen Parteien),
die Parlamentspräsidentin wurde anschließend sogar
einstimmig (!) gewählt. Auch schlage ich keinen Import
westlicher Lösungen vor. Die fortschrittlichen Elemente
in der Verfassung hat sich Nepal ganz eigenständig
gegeben, sie sind jetzt auch schon beschlossen und
müssen nicht mehr "importiert" werden. Und die
wesentlichen Bereiche der Bildung,
Gesundheitsversorgung, Wasser und Abwasser sowie
Ernährung, die dringend angepackt werden müssen, sind
nicht "westlich", sondern existenziell. Klar: eine klassische
Industrialisierung ist nicht mehr das Maß aller Dinge,
aber darum geht es ja nicht allein, sondern um eine
allgemeine wirtschaftliche Entwicklung, auch im Energie-
und Dienstleistungssektor einschließlich Tourismus. Im
Übrigen halte ich auch den Kernbereich der Grundrechte
sowie die Gleichberechtigung von Frauen und
gesellschaftlichen Gruppen für universell, aber das ist eine
andere Diskussion, und nochmal: das ist in der neuen
Verfassung bereits angelegt und wird von der
nepalesischen Politik explizit bejaht. Ob dies ein
Erfolgsrezept bietet, weiß ich nicht; mindestens genauso
wichtig wird es auch sein, ein verlässliches Rechtssystem
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mit einer verlässlichen Justiz und unbestechlichen
Verwaltung zu erschaffen - das ist vielleicht die größere
Herausforderung, d.h. die Herrschaft des Rechts (rule of
law). Ich sehe jedenfalls nicht ein, weshalb die
Erwartungen "gemindert" werden sollten. Im Gegenteil
meine ich, dass sich gerade eine historische Tür öffnet,
die genutzt werden müsste. Gefährlich ist in meinen
Augen vor allem der Konflikt in der südlichen Ebene im
Grenzgebiet zu Indien, da sich die dortige Bevölkerung
nachhaltig diskriminiert fühlt und die wirtschaftliche
Entwicklung blockiert (ob zu Unrecht oder zu Recht, sei
dahingestellt). Wenn die aktuell im Parlament anhängige
Verfassungsergänzung, mit der diese Bedenken
aufgefangen werden sollen, demnächst konsensual
verabschiedet werden kann, wäre aber auch diese
Problematik zumindest abgemildert.
Sollte man die Fortschritte nicht begrüßen und die
weitere Entwicklung aktiv unterstützen, statt in erster
Linie Bedenken anzumelden?

Stefan Siewert schrieb am 24.11.2015

Lieber Herr Ochsenfahrt. Vielen Dank für Ihre
Überlegungen. Ich bin mit vielem einverstanden, möchte
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aber auf Differenzen hinweisen. Der Blickpunkt kann
beobachtend sein (Trends analysieren, Bruchlinien
identifizieren, etc.) oder mobilisierend (das Beste aus der
Situation) machen. Wenn Sie direkt involviert sind, so
verdient dies höchsten Respekt und oft ist dieser Input
auch kritisch für Veränderungen vor Ort. Aber historisch
ist es eher selten, dass Wunder passieren. Südkorea und
Taiwan wurde im Kalten Krieg Technologie-, Finanz-
und Marktzugang gewährt. Es ist schwierig, dann nicht
zu wachsen. Jetzt haben beide Länder die gläserne Decke
erreicht und "Japanisieren". Singapur ist ein
Handelszentrum mit englischen Institutionen, da gelten
andere Gesetze.

Es ist einfach so: Bei globalen Märkten gibt es ein globales
und asymmetrisches Gefälle von Risiko und Erfolg.
Konvergenz ist schon lange widerlegt.

Das Matthäus - Prinzip ( die Armen finanzieren die
Innovationen und Risiken der Reichen ) gilt seit 2000
Jahren.

Wirtschaftliche Unterschiede sind auch nicht per se
etwas Schlechtes und fast immer zum gegenseitigen
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Nutzen. Es gibt heute mehr absolut Arme als zum Beginn
der Industrialisierung, diese haben aber ein Smartphone
und Bildung und mehr.

Für Nepal: es verlangt allergrößte Anstrengungen, nicht
weiter zurück zu fallen, wie beispielsweise Pakistan
(Wachstum pro Kopf < globales Wachstum pro Kopf).

Unschön, aber vielleicht realistischer.

Zum Seitenanfang


